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Das Europäische Parlament,
–	unter Hinweis auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), insbesondere auf die Artikel 101 bis 109,
–	unter Hinweis auf die entsprechenden Regeln, Leitlinien, Entschließungen, öffentlichen Konsultationen, Mitteilungen und Unterlagen der Kommission zum Thema Wettbewerb,
–	unter Hinweis auf den Bericht der Kommission vom 15. Juli 2019 über die Wettbewerbspolitik 2018 (COM(2019)339) sowie die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen, die am selben Tag als Begleitunterlage veröffentlicht wurde,
–	unter Hinweis auf seine Entschließung vom 31. Januar 2019 zu dem Jahresbericht über die EU-Wettbewerbspolitik[footnoteRef:1], [1:  Angenommene Texte, P8_TA(2019)0062.] 

–	unter Hinweis auf das Mandatsschreiben der designierten Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen an Margrethe Vestager vom 10. September 2019,
–	unter Hinweis auf die schriftlichen und mündlichen Antworten der designierten Kommissarin Margrethe Vestager in der Anhörung durch das Europäische Parlament am 8. Oktober 2019,
–	unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission über die Rückforderung rechtswidriger und mit dem Binnenmarkt unvereinbarer Beihilfen (2019/C 247/01),
	unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2019/1 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Stärkung der Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten im Hinblick auf eine wirksamere Durchsetzung der Wettbewerbsvorschriften und zur Gewährleistung des reibungslosen Funktionierens des Binnenmarkts[footnoteRef:2] [2:  ABl. L 11 vom 14.1.2019, S. 3-33.] 

[bookmark: _GoBack]– 	unter Hinweis auf den Entwurf einer Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 19. November 2019 zum Bericht der Kommission vom 15. Juli 2019 über die Wettbewerbspolitik 2018,
	unter Hinweis auf den Entwurf einer Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 22. Oktober 2019 zum Bericht der Kommission vom 15. Juli 2019 über die Wettbewerbspolitik 2018,
	unter Hinweis auf den 2019 von hochrangigen Experten der Kommission verfassten Bericht über Wettbewerbspolitik im digitalen Zeitalter,
	unter Hinweis auf den Vorschlag Frankreichs, Deutschlands und Polens vom 4. Juli 2019 mit dem Titel „Für eine modernisierte europäische Wettbewerbspolitik“,
	unter Hinweis auf den 2019 vom Europäischen Verbraucherverband (BEUC) vorgelegten Bericht über die Rolle der Wettbewerbspolitik beim Schutz des Wohlergehens der Verbraucher im digitalen Zeitalter,
	unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 22. März und 27. Mai 2019,
	unter Hinweis auf die Erklärung, die von 18 Mitgliedstaaten anlässlich des sechsten Ministertreffens der „Freunde der Industrie“ am 18. Dezember 2018 abgegeben wurde,
	unter Hinweis auf die laufende Überarbeitung der Leitlinien für die horizontale Zusammenarbeit,
	unter Hinweis auf die laufende öffentliche Konsultation zu den horizontalen Gruppenfreistellungsverordnungen,
	unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 12. Juli 2018 mit dem Titel „Schaffung eines auf sozialwirtschaftliche Unternehmen abgestimmten europäischen Rechtsrahmens“ (INT871),
–	gestützt auf Artikel 54 seiner Geschäftsordnung,
–	unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Ausschusses für internationalen Handel und des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung,
–	unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und Währung (A9-0000/2019),
A.	in der Erwägung, dass die Wettbewerbspolitik den Verbrauchern zugutekommen und gleichzeitig die europäischen Unternehmen, insbesondere die KMU, vor unlauterem Wettbewerb aus Ländern außerhalb Europas schützen muss;
B.	in der Erwägung, dass die Wettbewerbspolitik im Einklang mit den Zielen des Pariser Übereinkommens auf die Bewältigung digitaler, ökologischer, industrieller und sozialer Herausforderungen ausgerichtet sein muss;
C.	in der Erwägung, dass es auf eine nachhaltigere und solidarischere Wirtschaft ankommt;
Die Rolle der Wettbewerbspolitik in einer globalisierten Welt
1.	fordert die Kommission auf, den Einfluss der Wettbewerbspolitik in der Welt zu entwickeln, insbesondere durch eine verstärkte Zusammenarbeit mit den USA und China;
2.	fordert die Kommission auf, ausländische Direktinvestitionen zu überwachen und sich nicht auf den Überprüfungsmechanismus zu beschränken;
3.	fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass im Bereich der öffentlichen Aufträge und der Investitionspolitik im Verhältnis zu Drittstaaten die Reziprozität gewährleistet ist;
4.	fordert die Kommission auf, im Bereich disruptiver Technologien Großprojekte von gemeinsamem europäischem Interesse zu fördern, die einschlägigen Regelungen zu vereinfachen und die Anforderungen zu lockern, damit auch kleinere industrielle Forschungsprojekte gefördert werden können;
5.	fordert die Kommission auf, für eine ausgewogene Anwendung der beihilferechtlichen Prüfungen in Bezug auf europäische Unternehmen zu sorgen, um Asymmetrien gegenüber ausländischen Wettbewerbern zu vermeiden, die keinen solchen Prüfungen unterliegen;
6.	fordert die Kommission auf, einen großzügigeren Ansatz in Bezug auf die Zusammenarbeit von Unternehmen zu verfolgen, um die Schaffung europäischer Champions zu begünstigen, die im weltweiten Wettbewerb bestehen können;
7.	fordert eine Überarbeitung der Definition des relevanten Marktes, um zu einer langfristigen Vision zu gelangen, bei der die globale Dimension und potenzielle künftige Wettbewerber berücksichtigt werden;
Anpassung der Wettbewerbspolitik an das digitale Zeitalter
8.	fordert die Kommission auf, die Kartellvorschriften zu überprüfen und die kartellrechtliche Aufsicht zu verschärfen und dabei den Auswirkungen der Markt- und Netzmacht im Zusammenhang mit personenbezogenen und finanziellen Daten Rechnung zu tragen; schlägt vor, dass jeder Zusammenschluss auf dem Markt für diese Daten unabhängig vom Erreichen eines bestimmten Schwellenwerts einer vorherigen Überprüfung unterzogen werden sollte;
9.	betont, dass Übernahmen von Start-ups durch marktbeherrschende Unternehmen die Innovation zum Erliegen bringen und eine Gefahr für die Souveränität darstellen, und fordert die Kommission auf, für solche Übernahmen eine Beweislastumkehr einzuführen;
10.	betont, dass einige Unternehmen, die von einem doppelten Status als Plattform und Händler profitieren, ihre Stellung missbrauchen, um Wettbewerbern unfaire Bedingungen aufzuzwingen; fordert die Kommission auf, solche Praktiken zu ahnden;
11.	fordert die Kommission auf, ein zentralisiertes Ex-ante-Marktüberwachungssystem einzuführen, die nationalen Behörden mit den notwendigen Mitteln auszustatten, um Daten anonym zu sammeln, und eine gezielte Regulierung einzuführen, wenn solche Praktiken ein systemisches Ausmaß annehmen;
12.	weist die Kommission darauf hin, dass ausländische Monopole in letzter Zeit Digitalunternehmen aufgekauft haben, die Gesundheitsdaten sammeln, und dass diese Übernahmen über die wettbewerbsrechtlichen Bedenken hinaus mit datenschutzrechtlichen Risiken verbunden sind;
13.	betont, dass Vermittlungsplattformen zwar eine wichtige Rolle beim Zugang der Verbraucher zu Online-Diensten spielen, einige jedoch ihre privilegierte Stellung missbrauchen, indem sie als „Gatekeeper“ agieren; fordert die Kommission auf, ihre vorläufige Untersuchung der von Spotify eingereichten Beschwerde über die wettbewerbswidrigen Praktiken von Apple abzuschließen und so bald wie möglich ein förmliches Verfahren einzuleiten;
14.	empfiehlt der Kommission, die Wahlfreiheit der Verbraucher zu erhöhen und eine europäische Verbraucherschutzbehörde einzurichten;
Wirksamkeit der wettbewerbspolitischen Instrumente
15.	weist darauf hin, dass die hohen Bußgelder von den Unternehmen oft eingepreist und letztlich an die Verbraucher weitergereicht werden;
16.	hebt die langen Verfahrensdauern bei der Anwendung des Kartellrechts hervor; unterstreicht das finanzielle und strukturelle Risiko, dem einige Akteure ausgesetzt sind, wenn sie langwierige und kostspielige Verfahren anstrengen; fordert die Kommission auf, die Festlegung von Fristen in Betracht zu ziehen, die dem wirtschaftlichen Momentum der Unternehmen Rechnung tragen;
17.	betont, dass dringend vorbeugende Maßnahmen getroffen werden müssen, um mit der rasanten Entwicklung neuer Märkte Schritt zu halten, und alle Praktiken zu unterbinden sind, die den Wettbewerb ernsthaft beeinträchtigen würden; fordert die Kommission auf, die Kriterien für solche Maßnahmen zu lockern, um irreversible Schäden zu verhindern;
18.	bedauert, dass die Kommission die 2010 eingeleitete Untersuchung von Google Shopping trotz wiederholter Aufforderungen immer noch nicht abgeschlossen hat; betont, dass ohne gezielte, wirksame und vorab mit dem geschädigten Unternehmen getestete Abhilfemaßnahmen in Bezug auf bestimmte Praktiken eine vollständige strukturelle Trennung zwischen allgemeinen Suchdiensten und spezialisierten Suchdiensten erforderlich sein könnte;
Sektorbezogene Maßnahmen
19.	fordert die Kommission auf, in den Bereichen, die für das Alltagsleben der Bürger im digitalen Zeitalter von wesentlicher Bedeutung sind, wie Verkehr und Medien, systematischer auf Untersuchungen zurückzugreifen;
20.	erinnert daran, dass manchmal auf Steuerpraktiken zurückgegriffen wird, um indirekte staatliche Beihilfen zu gewähren, wodurch ungleiche Wettbewerbsbedingungen im Binnenmarkt geschaffen werden;
21.	fordert die Kommission auf, die Strategie zur Modernisierung der Beihilfepraxis umfassend umzusetzen, insbesondere im Hinblick auf die Energiewende;
22.	fordert die Kommission auf, die Diskrepanzen zwischen den Beihilfevorschriften im Bereich der Abwicklungsbeihilfen und den Abwicklungsvorschriften der Richtlinie über die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten zu überprüfen und im Anschluss daran ihre Bankenmitteilung von 2013 entsprechend zu überarbeiten;
Stärkere Berücksichtigung der Bürger mithilfe des Parlaments 
23.	fordert, dass in der Wettbewerbspolitik – ohne Vertragsänderung – systematischer auf das ordentliche Gesetzgebungsverfahren zurückgegriffen wird, wie es bei der Schadensersatzrichtlinie und der „ECN+“-Richtlinie der Fall war;
24.	fordert die Kommission auf, dem Parlament regelmäßig über die Umsetzung und Überwachung der Kooperationsabkommen im Bereich der Wettbewerbspolitik Bericht zu erstatten und es in ihre Bemühungen auf internationaler Ebene einzubeziehen;
25.	bekräftigt den Wunsch nach einer stärkeren Einbeziehung des Parlaments in die Festlegung und Weiterentwicklung der Wettbewerbspolitik, und zwar nach dem Vorbild des US-Kongresses, der sogar die Befugnis hat, Untersuchungen einzuleiten;
26.	fordert die Kommission auf, es systematisch in die Arbeit von Arbeits- und Sachverständigengruppen einzubeziehen, insbesondere bei der Ausarbeitung nicht rechtsverbindlicher Instrumente;
27.	 fordert die Kommission auf, multisektorale und interinstitutionelle Foren zu organisieren, an denen nationale Aufsichtsbehörden und Verbraucherverbände beteiligt sind, und die sektorale Unterteilung der Wettbewerbspolitik zu überwinden;
28.	erinnert daran, wie wichtig die Koordinierung mit den nationalen Wettbewerbsbehörden ist, und fordert die Kommission auf, dem Parlament eine Bewertung der Bedingungen für die Umsetzung der „ECN+“-Richtlinie vorzulegen;



29.	beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den nationalen Parlamenten und den nationalen Wettbewerbsbehörden zu übermitteln.
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Die europäische Wettbewerbspolitik genießt weit über die Grenzen der Europäischen Union hinaus Anerkennung für ihre Wirksamkeit, ihre Glaubwürdigkeit, ihren Nutzen und ihre gute Verknüpfung mit der nationalen Politik der EU-Mitgliedstaaten. Ihre Glaubwürdigkeit verdankt sie der Festlegung und Anwendung beständiger Regeln, die keinen politisch motivierten Veränderungen unterliegen. Die europäische Wettbewerbspolitik hat sich darüber hinaus als nützlich erwiesen, da sie keinen Selbstzweck darstellt, sondern ein Instrument, das im Dienste der europäischen Verbraucher steht. Die Berichterstatterin fordert eine Stärkung der Grundpfeiler der Wettbewerbspolitik

Die Europäische Union steht heute vor großen Herausforderungen in den Bereichen Geopolitik, Digitales, Klimawandel und Demokratie. Die Wettbewerbspolitik kann nicht das einzige Instrument sein, mit dem diese Herausforderungen bewältigt werden können. Dennoch möchte die Berichterstatterin eine Reihe von Verbesserungsmöglichkeiten ermitteln und vorschlagen, die es der Wettbewerbspolitik ermöglichen sollen, ihrer Aufgabe in vollem Umfang gerecht zu werden. Der Bericht ist daher nicht auf die verschiedenen Bereiche der Wettbewerbspolitik ausgerichtet, sondern soll sich auf diese großen Herausforderungen konzentrieren.

Die Berichterstatterin ist der Ansicht, dass die Kommission im Einklang mit ihrer erklärten Absicht, eine Kommission mit geopolitischen Ambitionen zu werden und die Stellung Europas in der Welt zu stärken, eine Reihe von Maßnahmen ergreifen sollte. Konkret sollten diese Maßnahmen die Beziehungen der Europäischen Union zu ihren Partnern betreffen, insbesondere hinsichtlich der internationalen Zusammenarbeit im Bereich der Wettbewerbspolitik, der Kontrolle ausländischer Direktinvestitionen oder der Vergabe öffentlicher Aufträge. Sie können auch zu einer Wettbewerbspolitik führen, die die Entstehung und den Aufstieg europäischer Champions in Schlüsselsektoren wie Umwelt, künstliche Intelligenz oder urbane Mobilität fördert und auf die Wettbewerbsprobleme Antworten gibt, die sich durch die neuen Märkte für die Souveränität Europas ergeben.

Die Berichterstatterin fordert die Kommission ferner auf, energisch tätig zu werden, um die Wettbewerbspolitik an das digitale Zeitalter anzupassen. Dies setzt voraus, dass bei der Prüfung des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung und bei Zusammenschlüssen die Marktmacht der Datenaggregatoren berücksichtigt wird. Dies erfordert auch ein konsequentes und entschlossenes Vorgehen in Bezug auf Vermittlungsplattformen. Auch die Einführung einer systematischen Überwachung der digitalen Märkte sollte geprüft werden.

Die Berichterstatterin schlägt eine Reihe von Möglichkeiten vor, wie die Wettbewerbspolitik und die Herausforderungen im Zusammenhang mit der globalen Erwärmung in Einklang gebracht werden können. So sollten beispielsweise die Regeln für staatliche Beihilfen an das Pariser Abkommen und die Energiewende angeglichen werden. In letzterem Bereich ist es von entscheidender Bedeutung, dass die Überarbeitung der einschlägigen Leitlinien die Möglichkeit bietet, strenge Anforderungen in Bezug auf Energieträger festzulegen, die nicht mit den Zielen des Übereinkommens von Paris vereinbar sind.

Die Berichterstatterin betont die Notwendigkeit einer wirksameren und integrativeren Politik. Die Verfahren sind manchmal zu langwierig und kostspielig. Die vorgeschlagenen Abhilfemaßnahmen beschränken sich immer noch allzu häufig auf rein finanzielle Maßnahmen, die bisweilen kaum abschreckend wirken. Die Berichterstatterin hält es für dringend geboten, die Auswahl der möglichen Abhilfemaßnahmen zu erweitern. Darüber hinaus sollte die Wettbewerbspolitik die Bürger stärker einbeziehen, insbesondere durch eine stärkere Beteiligung ihres Vertretungsorgans, des Europäischen Parlaments. Dies würde zu einer Reihe von Maßnahmen führen, die in diesem Bericht vorgestellt werden.

Schließlich fordert die Berichterstatterin die Kommission auf, konkrete Antworten auf die Berichte des Europäischen Parlaments zu geben. In diesem Zusammenhang übernimmt die Berichterstatterin bewusst und zum Teil in umfassender Weise die in früheren Berichten formulierten Forderungen, auf die, wie es scheint, nicht hinreichend eingegangen wurde. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass dieser Bericht, wie auch der vorhergehende und der folgende, genauestens weiterverfolgt wird.
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